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 Innenminister Reinhold Gall: „Hilfsfrist 2012 in noch mehr Ret-
tungsdienstbereichen eingehalten“ - Steigende Einsatzzahlen 
zehren Verbesserungen auf 
 
 

 

„Bei der Notfallversorgung ist Baden-Württemberg mit über 270 Ret-

tungswachen, über 400 Rettungsfahrzeugen, über 140 Notarzt-

Einsatzfahrzeugen und acht im Land stationierten Hubschraubern sehr 

leistungsfähig. Die demografische Entwicklung, steigende Einsatzzahlen 

und eine sich verändernde Krankenhauslandschaft bedeuten für den Ret-

tungsdienst jedoch eine enorme Herausforderung. Die Landesregierung 

setzt daher ihre Anstrengungen mit verschiedenen Instrumenten fort.“ 

Das sagte Innenminister Reinhold Gall am Dienstag, 9. Juli 2013, in 

Stuttgart bei der Veröffentlichung der Hilfsfristen für Notärzte und Ret-

tungswagen 2012 in den 37 Rettungsdienstbereichen. 

 

Entscheidend sei die gesamte Rettungskette: von der Disposition des 

richtigen Rettungsmittels in den Leitstellen bis hin zu einer schnellen Auf-

nahme des Patienten im richtigen Zielkrankenhaus. Die Einhaltung der 

planerischen Hilfsfrist nach dem Landes-Rettungsdienstgesetz von mög-

lichst nicht mehr als zehn, höchstens 15 Minuten in 95 Prozent aller Ein-

sätze innerhalb eines Rettungsdienstbereichs sei ein Indikator für die 

Versorgung der Patienten, unterstrich Minister Gall. Weitere Messgrößen 

für die Qualität würden derzeit entwickelt. 
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2012 wurde die notärztliche Hilfsfrist in acht (Vorjahr: sieben) Rettungs-

dienstbereichen eingehalten und die Hilfsfrist für Rettungswagen in 25 

(24) Bereichen. Festzustellen sei, dass höhere Vorhaltungen zum Teil 

durch stark steigende Einsatzzahlen aufgezehrt wurden. Beispielsweise 

gebe es einen Anstieg von Notarzteinsätzen um mehr als 20 Prozent im 

Landkreis Sigmaringen und im Rettungsdienstbereich Ulm/Alb-Donau. 

Landesweit kamen die Notärzte in über 255.000 Notfällen (plus 3,6 Pro-

zent) zum Einsatz. 

 

Um die Zahl von Fehleinsätzen deutlich zu verringern, hatte das Land 

gemeinsam mit Hessen eine Bundesratsinitiative eingebracht, die am 3. 

Mai eine Mehrheit in der Länderkammer fand. Bisher sei der Rettungs-

dienst, der heute intensivmedizinische Versorgung am Notfallort erbringt, 

im Sozialgesetzbuch V nur als Bestandteil der „Fahrtkosten“ beziehungs-

weise der „Versorgung mit Krankentransportleistungen“ geregelt. Kosten 

für einen Einsatz würden nur dann erstattet, wenn der Rettungsdienstein-

satz mit einer weiteren Leistung der Krankenkassen zusammenhänge, 

etwa bei Einlieferung in eine Klinik. 

 

„Diese Verknüpfung setzt den Fehlanreiz, dass im Zweifelsfall ein Patient 

ohne medizinische Notwendigkeit ins Krankenhaus transportiert wird. In 

dieser Zeit könnten andere Notfälle schneller versorgt werden“, betonte 

Innenminister Gall. Die Neuregelung führe aber zu keiner Ausweitung der 

Leistungsansprüche der Versicherten. Die Bundesregierung hat den vom 

Bundesrat beschlossenen Vorstoß inzwischen abgelehnt. Nun sei der 

Bundestag am Zug, hob der Minister hervor. „Ich werde hier nicht locker 

lassen und gleich zu Beginn der nächsten Wahlperiode weiter auf eine 

Umsetzung drängen.“ 

 

Durch den Bundesratsvorstoß soll die Patientenversorgung auch durch 

eine bessere Einsatzsteuerung in den Leitstellen optimiert werden. Diese 

sollen künftig auch Hausbesuche des vertragsärztlichen Bereitschafts-

dienstes vermitteln können - was bisher nur bei einer freiwilligen Mitwir-
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kung der Kassenärztlichen Vereinigung möglich ist. Hierzu wird es in den 

nächsten Wochen ein Gespräch mit der Kassenärztlichen Vereinigung 

Baden-Württemberg geben, in dem die Koordinierung aus einer Hand 

schon konkret besprochen wird. Für eine indikationsgerechtere Einsatz-

zuweisung hat der Landesausschuss für den Rettungsdienst bereits die 

landesweite Einführung technischer Unterstützungssysteme wie das GPS-

gestützte Flottenmanagement beschlossen. Die Leistungsträger arbeiten 

an der Umsetzung. 

 

Auch die vorgesehene Übertragung von erweiterten Handlungskompeten-

zen auf Notfallsanitäter und Notfallsanitäterinnen eröffnet bessere Per-

spektiven für die Sicherstellung des Rettungsdienstes. „Gemeinsam mit 

dem Sozialministerium und den im Rettungsdienst Tätigen werden wir zü-

gig die neue Ausbildung im Land umsetzen“, kündigte Innenminister Gall 

an. Um die Qualität in der Notfallversorgung weiter zu verbessern, soll 

auch der Landesrettungsdienstplan novelliert werden. 

 

Zur Erneuerung der Luftrettungsstationen hat die Landesregierung die 

Zuschüsse in 2013/2014 um insgesamt 3,2 Millionen Euro aufgestockt. In 

diesem Jahr werden die Luftrettungsstationen in Leonberg und Villingen-

Schwenningen gefördert. 

 


